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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 
Nr. 31 Ausgegeben . den 10. November 1926 


68 Strafregiſterverordnung. 
a Vom 29. 10. 1926. 


Auf Grund des § 12 des 9 vom 26. 5r 1922 (Geſetzbl. S. 121) wird folgendes verordnet: 


. Strafregiſterbehörden. 
ST 

Das Strafregiſter für eine Perſon wird in dem Bezirke geführt, in dem ihr Geburtsort liegt. 
Strafregiſterbehörde iſt die Staatsanwaltſchaft bei dem Landgericht Danzig. Die Aufſicht und Leitung 
ſteht dem Senat oder der von ihm beſtimmten Behörde zu. 

Über Perſonen, deren Geburtsort außerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig gelegen, zweifel- 
haft oder nicht zu ermitteln iſt, ſowie über juriſtiſche Perſonen und Perſonenvereinigungen wird bei der 
Staatsanwaltſchaft des Landgerichts Danzig ein beſonderes Strafregiſter (Ausweisſtrafregiſter) geführt. 
Die ENG und Aufficht ſteht dem Senat oder der von ihm beſtimmten Behörde zu. 


II. Mitteilungen an das Strafregiſter. 
§ 2. 
Dem Strafregiſter ſind die Verurteilungen mitzuteilen, die wegen einer ſtrafbaren Handlung durch 
Urteil oder Strafbefehl eines Danziger Gerichts oder von einer Danziger Behörde durch Strafverfügung 
oder Strafbeſcheid oder im Unterwerfungsverfahren ausgeſprochen find. Verurteilungen zu Geldſtrafe 


wegen einer Übertretung ſind nur mitzuteilen, wenn es ſich um en gegen die §§ 361,363 


des Straf ſgeſetzbuchs handelt. 


Enthält eine Entſcheidung mehrere Verurteilungen einer Perſon, von denen nur ein Teil regiſter⸗ 
pflichtig iſt, ſo ſind alle e mitzuteilen. 
Dem Strafregiſter ſind ferner mitzuteilen Entſcheidungen, durch die eine Geſamtſtrafe gebildet wird. 


Dabei find für die in die Geſamtſtrafe einbezogenen Einzelſtrafen das Gericht, das die Einzelſtrafen. 


erkannt hat, der Tag, an dem die Strafen erkannt ſind, und die Aktenzeichen anzugeben. 

Mitteilungen über Verurteilungen im Ausland ſind ohne Rückſicht auf Art und Höhe der Strafe 
in die Strafregiſter aufzunehmen, wenn ſie ſich auf Danziger oder auf ſolche Ausländer beziehen, die im 
Gebiete der Freien Stadt Danzig geboren ſind oder wohnen. 


8 3. 

Dem Strafregiſter ſind die Beſchlüſſe der Landespolizeibehörden mitzuteilen, die auf Grund der 
Überweiſung eines Verurteilten an die Landespolizeibehörde ergehen oder durch die ein Ausländer auf 
Grund einer Verurteilung aus dem Gebiete der Freien Stadt Danzig verwieſen wird. 

Ebenſo iſt dem Strafregiſter Mitteilung zu machen, wenn ein ſolcher Beſchluß Anh oder auf⸗ 
gehoben wird. u 


Iſt auf Gefängnis oder auf Feſtungshaft von mehr als drei Monaten oder neben Gefängnis oder 
Haft auf Überweiſung an die Landespolizeibehörde oder auf die Zuläſſigkeit von Polizeiauſſicht erkannt, 
ſo iſt dem Strafregiſter der Tag mitzuteilen, an dem die Freiheitsſtrafe verbüßt iſt. 

In anderen als den im Abſ. 1 bezeichneten Fällen iſt bei regiſterpflichtigen Verurteilungen dem 
Strafregiſter Mitteilung zu machen, wenn fi die Strafvollſtreckung infolge Strafaufſchubs oder aus 
anderen Gründen ſo lange verzögert, daß nur noch drei Monate bis zu dem Zeitpunkt fehlen, von dem 
ab über die Verurteilung nur noch beſchränkt Auskunft zu erteilen wäre. Erledigt ſich ſpäter die Voll⸗ 
ſtreckung, ſo iſt dies ebenfalls dem Strafregiſter mitzuteilen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 11. 1926, 
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8 5. 

Dem Strafregiſter iſt Mitteilung zu machen, wenn dem Verurteilten eine Bewährungsfriſt bewilligt 
worden iſt, und zwar unter Angabe des Tages der Bewilligung, oder wenn die Bewährungsfriſt ver— 
längert oder widerrufen worden iſt oder in anderer Weiſe als durch Erlaß oder Milderung der Strafe 
ſich erledigt. 

Dies gilt auch für Verurteilungen, die nicht regiſterpflichtig ſind. 

Dem Strafregiſter kann Mitteilung gemacht werden, wenn die Entſcheidung über die Bewilligung 
einer Bewährungsfriſt vorbehalten wird. Iſt eine ſolche Mitteilung gemacht, fo iſt dem Strafregiſter 
auch dann weitere Mitteilung zu machen, wenn eine Bewährungsfrift nicht bewilligt wird. 

§ 6. 

Dem Straſregiſter iſt Mitteilung zu machen, wenn der Verurteilte auf Grund des § 23 des 
Strafgeſetzbuchs vorläufig entlaſſen worden iſt, und zwar unter Angabe des Tages der Entlaſſung, oder 
wenn die vorläufige Entlaſſung widerrufen worden iſt. 5 

8 7. 

Dem Strafregiſter iſt Mitteilung zu machen: 

1. wenn eine regiſterpflichtige Strafe erlaſſen oder gemildert worden iſt oder wenn einem 
Verurteilten die bürgerlichen Ehrenrechte oder einzelne Rechte oder Fähigkeiten, die er infolge 
der Verurteilung verloren hat, wieder verliehen worden ſind; 

wenn eine regiſterpflichtige Verurteilung infolge Wiederaufnahme des Verfahrens rechtskräftig 
aufgehoben worden iſt. 18 


Dem Strafregiſter iſt Mitteilung zu machen: 

1. wenn auf Grund des § 8 des Geſetzes über beſchränkte Auskunft aus dem Strafregiſter und 
die Tilgung von Strafvermerken vom 26. Mai 1922 (Geſetzbl. S. 121) angeordnet worden 
iſt, daß über eine Verurteilung nur noch beſchränkt Auskunft zu erteilen iſt; 

2. wenn auf Grund des genannten 8 8 die Tilgung eines Strafvermerkes angeordnet worden iſt. 


9. 
Dem Strafregiſter ſind mitzuteilen: ; 
1. Entſcheidungen eines Danziger Gerichts oder einer Danziger Strafverfolgungsbehörde, durch 
die jemand freigeſprochen oder außer Verfolgung geſetzt oder ein Strafverfahren eingeſtellt 
oder die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt wird, weil der Beſchuldigte nicht zurechnungs— 
fähig war, oder durch die ein Strafverfahren vorläufig eingeſtellt wird, weil der Beſchuldigte 
nach der Tat geiſteskrank geworden iſt; 
2. Entſcheidungen eines Danziger Gerichts, durch die jemand wegen Geiſteskrankheit, Geiſtes— 
ſchwäche oder Trunkſucht entmündigt wird; 
3. die Aufhebung der Entmündigung auf Anfechtungsklage (58 672, 684 der Zivilprozeßordnung); 
4. die Wiederaufhebung der Entmündigung nach $$ 675, 679, 685, 686 der Zivilprozeßordnung. 
$ 10. 
Der Senat kann die Behörden der Freien Stadt Danzig anweiſen, den Strafregiſtern zu Zwecken 
der Strafrechtspflege oder der Polizei noch andere Mitteilungen zu machen. 
§ 11. 


1 


10 


Zur Mitteilung iſt verpflichtet: 

1. bei Entſcheidungen und ſonſtigen Nachrichten in Strafſachen die Behörde, welche die Straf— 
vollſtreckung zu veranlaſſen hat; 

2. in den Fällen des § 3 die Landespolizeibehörde, die den Beſchluß erlaſſen hat; 

3. in den Fällen des § 9 Nr. 1 die Strafverfolgungsbehörde; 

4. in den Fällen des §8 9 Nr. 2 bis 4 das Gericht. 

Die Mitteilungen geſchehen bei Entſcheidungen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft 
und, ſoweit die Entſcheidungen einer Rechtskraft nicht fähig ſind, binnen zwei Wochen nach ihrem Erlaſſe, 
bei anderen Tatſachen binnen zwei Wochen nach 110 Eintritt. 

8 12. 
Zu den Mitteilungen ſind Vordrucke nach Ber anliegenden glei zu verwenden. 
Es ſind beſtimmt: 
das Muſter A (Strafnachricht) für die Mitteilungen nach § 2 Abſ. 1, 2 und 8 9 Nr. 1 
das Muſter B für die Mitteilungen nach § 3; 
das Muſter C für die Mitteilungen nach § 4; 
das Muſter D für die Mitteilungen nach § 5; 
das Muſter E für die Mitteilungen nach 88 6, „8, 9 Nr. 3, 4. 
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In den Fällen des § 5 Abſ. 3, des $ 6, des § 7 Nr. 2 und des § 9 find die Muſter entſprechend 
handſchriftlich abzuändern. 

Gilt eine Strafe als durch die Unterſuchungshaft verbüßt oder iſt dem Verurteilten vor Abſendung 
der Strafnachricht eine Bewährungsfriſt bewilligt worden, jo können die nach SS 4, 5 vorgeſchriebenen 
Mitteilungen auf der Strafnachricht ſelbſt gemacht werden. 

8 13. 

Die Vordrucke ſind mit Tinte oder mit Maſchinenſchrift vollſtändig auszufüllen. Laſſen ſich einzelne 
Tatſachen weder aus den Akten noch durch nachträgliche Erhebungen zweifelsfrei feſtſtellen, ſo iſt hierauf 
hinzuweiſen. 

Der Familienname, bei Frauen der Geburtsname, iſt in größeren Buchſtaben zu ſchreiben. Et⸗ 
waige Beinamen ſind beizufügen. 

Iſt der Geburtsort eine Stadt von mehr als 100 000 Einwohnern, ſo iſt möglichſt auch Stadtteil 
und Straße anzugeben. 

Als Tag der Entſcheidung gilt der Tag der Entſcheidung erſter Inſtanz oder, wenn die Entſcheidung 
in höherer Inſtanz in der Hauptſache geändert worden iſt, der Tag der Entſcheidung höherer Inſtanz. 

War der Täter zur Zeit der Tat noch nicht achtzehn Jahre alt, ſo iſt dies in der Strafnachricht 
in der Spalte „Bemerkungen“ durch das Wort „jugendlich“ kenntlich zu machen. 


§ 14. 

Führt der Betroffene befugt oder unbefugt mehrere Familiennamen, ſo iſt für jeden Namen eine 
Mitteilung zu machen. 

Beſtehen Zweifel über die Richtigkeit des in die Mitteilung aufgenommenen Geburtsorts oder 
handelt es ſich um einen Zigeuner, jo iſt außer der Mitteilung an das Strafregifter des Geburtsorts 
eine zweite Mitteilung an das Auslands-Strafregiſter zu ſenden. 

Auf jeder Mitteilung iſt anzugeben, für welchen anderen Namen oder wohin weitere Mitteilungen 
gemacht worden ſind. 

§ 15. 

Wird der Familienname einer über 14 Jahre alten Perſon in anderer Weiſe als durch Eheſchließung 
geändert, ſo iſt dies dem Strafregiſter mitzuteilen. Das gleiche gilt, wenn der Vorname einer ſolchen 
Perſon geändert wird. i 

Enthält das Strafregiſter einen Vermerk über die Perſon, deren Namen geändert worden iſt, jo iſt 
für jeden Namen ein Vermerk in das Strafregiſter einzulegen. Auf jedem Blatte iſt anzugeben, für 
welchen andern Familiennamen oder Vornamen ein Vermerk eingelegt iſt. 

Nach Erledigung der im Abſ. 3 vorgeſchriebenen Ergänzung des Strafregiſters iſt die nach Abſ. 1 
eingegangene Mitteilung zu vernichten. Das gleiche gilt, wenn das Strafregiſter einen Vermerk über 
die Perſon, deren Name geändert worden iſt, nicht enthält. 


8 16. 
Stellt ſich in einem gerichtlichen Verfahren oder bei einer Strafverfolgungsbehörde heraus, daß der 


Name einer Perſon in einer regiſterpflichtigen Entſcheidung falſch angegeben iſt oder daß regiſterpflichtige 


Vorgänge in das zuſtändige Strafregiſter nicht aufgenommen ſind, ſo iſt alsbald zu veranlaſſen, daß das 
Strafregiſter ergänzt oder berichtigt wird. ö 


III. Führung der Strafregiſter. 
8 17. 

Die Strafregiſterbehörde hat die Mitteilungen, bevor dieſe in das Strafregiſter aufgenommen 
werden, daraufhin zu prüfen, ob die vorgeſchriebenen Angaben richtig und vollſtändig ſind; ſoweit vötig, 
ſind zur Prüfung die Standesregiſter heranzuziehen. 

Ergeben ſich erhebliche Mängel, welche die Strafregiſterbehörde nicht ſelbſt beſeitigen kann, ſo iſt 
der Vermerk mit kurzer Begründung an die mitteilende Behörde zur Prüfung und Berichtigung zurüd- 
zuſenden. f 

§ 18. 

Die Mitteilungen werden im Strafregiſter alphabetiſch geordnet. Bei Frauen iſt der Geburtsname 

maßgebend. 
§ 10. 

Mitteilungen nach § 2, Abſ. 1, 2, 4, § 4 Abſ. 2 Satz 1, § 5 Abſ. 2, 3 Satz 1 und 89 Nr. 1, 2 
werden in das Strafregiſter eingelegt. 

Mitteilungen nach 8 4 Abſ. 2 Satz 1 werden aus dem Strafregiſter entfernt und vernichtet, wenn 
eine Nachricht nach 8 4 Abſ. 2 Satz 2 eingeht; dabei iſt dieſe Nachricht mitzuvernichten. Entſprechend 


« 


N 
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iſt mit einer Mitteilung nach 8 5 Abf. 3 Satz 1 zu verfahren, wenn eine Mitteilung nach $ 5 Abi. 1 
oder Abſ. 3 Satz 2 eingeht. 
Mitteilungen nach 8 5 Abſ. 2 werden aus dem Strafregiſter entfernt und vernichtet, wenn die 
Bewährungsfriſt widerrufen oder die Mitteilung ſonſt gegenſtandslos geworden iſt oder wenn ſeit dem 
Ablauf der Bewährungsfriſt drei Monate verſtrichen ſind. 


8 20. 

Mitteilungen nach 8 3 find auf die im Strafregifter bereits vorhandene Mitteilung über die zu— 
grunde liegende Verurteilung oder in eine Strafliſte (8 23) als neue fortlaufende Nummer zu übertragen 
und dann zu vernichten. 

t 8 21. 

Eine Mitteilung nach § 2 Abſ. 3 iſt bei den im Strafregiſter bereits vorhandenen Mitteilungen 
über die Einzelſtrafen, aus denen die Geſamtſtrafe gebildet iſt, aufzubewahren. Iſt oder wird eine Straf— 
liſte ($ 23) angelegt, fo iſt die Mitteilung in die Strafliſte als neue fortlaufende Nummer zu über⸗ 
tragen und dann zu vernichten. ö 

Mitteilungen nach § 4 Abſ. 1, § 5 Abſ. 1, § 6, § 7 Nr. 1, § 8 Nr. 1 und 8 9 Nr. 4 find bei 
der Entſcheidung, auf die fie ſich beziehen, in der Spalte „Bemerkungen“ einzutragen und dann zu ver- 
nichten. N 

In den Fällen des § 7 Nr. 2, § 8 Nr. 2 und 8 9 Nr. 3 iſt der Vermerk über die Verurteilung 
oder die Entmündigung aus dem Strafregiſter zu entfernen und zu vernichten; enthält das Strafregiſter 
noch andere Vermerke, jo wird der Vermerk unkenntlich gemacht. Die Mitteilung nach §S 7 Nr. 2, 8 8 
Nr. 2 oder § 9 Nr. 3 iſt mitzuvernichten. 

Über Anordnungen auf Grund des § 8 des Geſetzes über beſchränkte Auskunft aus dem Straf- 
regiſter und die Tilgung von Strafvermerfen hat das Strafregiſter der Ortspolizeibehörde des Wohnorts 
oder des letzten Aufenthaltsorts des Betroffenen Mitteilung zu machen. Die Mitteilung kann unterbleiben, 
wenn anzunehmen iſt, daß die Verurteilung der Ortspolizeibehörde nicht bekannt iſt. 

N a § 22. 

Mitteilungen, die nach den SS 19 bis 21 zu vernichten find, dürfen noch zur Weiterleitung der 
Mitteilung an die Ortspolizeibehörde oder andere von dem Senat bezeichnete Stellen verwendet werden. 
Sie find alsdann von den Behörden, denen fie überſandt worden find, zu vernichten. Auf dieſe Ver⸗ 
pflichtung iſt bei der Überſendung hinzuweiſen. 

8.23. 

Mehrere Mitteilungen nach § 2 Abſ. 1 bis 3, § 9 Nr. 1, 2, welche dieſelbe Perſon betreffen, find 

in einem Umſchlag mit Namensaufſchrift gemeinſam aufzubewahren oder in eine Straflifte zu übertragen. 
Zur Strafliſte iſt das Muſter A zu verwenden; eine ſchon vorhandene Mitteilung nach Muſter A 
kann benutzt werden. Soweit nötig, wird die Strafliſte auf einem beigefügten Bogen fortgeſetzt. 

Weichen die Angaben über die Perſon in den einzelnen Mitteilungen erheblich voneinander ab, ſo 
werden auf der Vorderſeite der Strafliſte entſprechende Vermerke mit roter Tinte gemacht. 

Mitteilungen über Verurteilungen im Ausland werden in die Strafliſte nicht übertragen, ſondern 
ſind im Strafregiſter geſondert zu verwahren. Es kann jedoch über Verurteilungen im Ausland eine 
beſondere Strafliſte geführt werden. i 

Mitteilungen, die in eine Strafliſte übertragen ſind, ſind zu vernichten. 


8.24. 

Vermerke über Perſonen, deren Tod dem Strafregiſter glaubhaft nachgewieſen wird, werden aus 
dem, Strafregiſter entfernt. . 

Ferner werden entfernt Vermerke über Perſonen, die über 80 Jahre alt find. Dies gilt nicht, 
wenn dem Strafregiſter bekannt iſt, daß der Betroffene noch lebt oder wenn ſeit der letzten im Straf— 
regiſter vermerkten Verurteilung noch nicht fünf Jahre verſtrichen find. 

Die aus dem Strafregiſter entfernten Strafnachrichten ſind zu vernichten. 

§ 25. 

Ein Strafvermerf, der auf Grund des $ 5 des Geſetzes über beſchränkte Auskunft aus dem Straf— 
regiſter und die Tilgung von Strafvermerken zu tilgen iſt, iſt zu vernichten oder unkenntlich zu machen, 
wenn ſich bei der Bearbeitung eines Regiſterblatts wegen einer eingegangenen Anfrage oder Mitteilung 
oder bei einer allgemeinen Durchſicht des Strafregifters ergibt, daß die Vorausſetzungen der Tilgung 
vorliegen. Der Vermerk ſoll jedoch erſt dann aus dem Strafregiſter entfernt oder in dem Strafregiſter 
unkenntlich gemacht werden, wenn ſeit Ablauf der geſetzlichen Friſt weitere drei Monate verfloſſen ſind. 
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. f Iſt angeordnet, daß ein Straſvermerk zum Teil zu tilgen iſt, jo wird der Teil, deſſen Tilgung 
1 angeordnet iſt, im Strafregiſter unkenntlich gemacht. Iſt zur Durchführung der Anordnung eine 


Anderung der bisherigen Eintragung erforderlich, ſo iſt die Anderung mit roter Tinte einzutragen und 
in der Spalte „Bemerkungen“ ein Vermerk darüber zu machen, daß die Anderung auf einer Tilgungs— 
anordnung beruht. Auf Anfragen iſt der Vermerk in der geänderten Form ohne Hervorhebung der 
Anderungen und ohne die Eintragung in der Spalte „Bemerkungen“ mitzuteilen; den Gerichten, den 
Behörden der Staatsanwaltſchaft ſowie auf ausdrückliches Erſuchen dem Senat iſt der Vermerk ſo mit— 
zuteilen, wie er im Strafregiſter enthalten iſt. 

8 26. 

Ein Vermerk nach $ 3 über einen Beſchluß der Landespolizeibehörde, durch den ein Ausländer aus 
dem Gebiete der Freien Stadt Danzig verwieſen iſt, wird aus dem Strafregiſter entfernt und vernichtet, 
wenn die Ausweiſung aufgehoben iſt. f 

Andere Vermerke nach § 3 werden hinſichtlich der Beſchränkung der Auskunftserteilung und der 
Tilgung im Strafregiſter ebenſo behandelt wie die Vermerke über die Verurteilung, auf Grund deren 
der Beſchluß der Landespolizeibehörde ergangen iſt. 


% § 27. 
’ Vermerke, die auf Grund des § 9 Nr. 1 in das Strafregiſter oder Auslandsregiſter aufgenommen 
b worden ſind, können auf . des Senats aus dem Strafregiſter a Auslandsſtrafregiſter 


entfernt und vernichtet werden. Das gleiche gilt für Vermerke nach § 9 Nr. 2, bei denen die Wieder- 
aufhebung der Entmündigung nach § 9 Nr. 4 vermerkt iſt. 


§ 28. 
Ein Vermerk, der zu Unrecht aus dem Strafregiſter entfernt worden iſt, darf nur mit Genehmigung 
des Leiters der Strafregiſterbehörde in das Strafregiſter wiederaufgenommen werden. 
Bis der Leiter entſchieden hat, wird eine entſprechende Vormerkung in das Strafregiſter eingelegt. 


9 29 
Das Strafregiſter iſt verſchloſſen aufzubewahren. 


8 30. 
Läuft nach dem Inhalt des Strafregiſters für einen Verurteilten eine Bewährungsfriſt, jo hat das 
Strafregister, wenn vor Eingang der Nachricht über die nach Ablauf der Probezeit getroffene Entſcheidung 
eine Strafnachricht eingeht, hiervon die Behörde, welche die Bewilligung der Bewährungsfriſt mitgeteilt 
1 hat, ſofort zu benachrichtigen und zugleich die Behörde, welche die Strafnachricht eingeſandt hat, in 
v Kenntnis zu ſetzen, daß eine Bewährungsfriſt läuft. Das gleiche gilt, wenn eine Nachricht über die 
* Bewilligung einer andern Bewährungsfriſt oder über den Vorbehalt der Entſcheidung hierüber, eine 
\ Steckbriefnachricht, ein Erſuchen um Auskunftserteilung oder eine andere Mitteilung eingeht, die auf 
1. eine anhängige Unterſuchung ſchließen läßt. 
1 Wird die Bewährungsfriſt widerrufen und läuft noch eine andere Bewährungsfriſt, ſo hat das 
„ Strafregiſter die Behörde, welche die andere Bewährungsfriſt mitgeteilt hat, von dem Widerrufe zu 
benachrichtigen. 
Mitteilungen über eine vorläufige Entlaſſung ſind im Sinne der Vorſchriften der Abſ. 1, 2 
Mitteilungen über eine Bewährungsfriſt gleichzuachten. 
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8 31. f f 
N Geht eine Mitteilung über Bewilligung einer Bewährungsfriſt oder über den Vorbehalt der Ent- 
j ſcheidung hierüber oder über die Bewilligung einer vorläufigen Entlaſſung ein, ſo ſind der Behörde, 


welche die Mitteilung gemacht hat, die im Strafregiſter vermerkten Verurteilungen mitzuteilen, ſoweit 
nach den Umſtänden anzunehmen iſt, daß ihr die Verurteilungen bei ihrer Entſcheidung nicht bekannt 


geweſen ſind. ; 
IV. Auskunft aus dem Strafregiſter. \ 
8 82. 
’ Gerichten, Strafverfolgungsbehörden, höheren Verwaltungsbehörden und Polizeibehörden ift über 
N den Inhalt des Strafregiſters auf jedes Erſuchen, das eine beſtimmte Perſon betrifft, koſtenfrei Auskunft 10 
8 zu erteilen. | 68 


Welche Behörden als höhere Verwaltungsbehörden und als Polizeibehörden im Sinne dieſer 
Vorſchrift anzuſehen ſind, beſtimmt der Senat. Die Allgemeinen Verfügungen des Senats vom 
l 23. 10. 1922 — J. 5100/22 —, vom 19. 4. 1923 — J. 25383 — und vom 10. 7. 1923 — J. 4341/3 — b 
Pi: bleiben bejtehen. h 
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Bei der Auskunftserteilung find Verurteilungen im Ausland nur zu berückſichtigen, wenn ſie nach 

Art und Höhe der Strafe regiſterpflichtig wären. 
53 

Das Erſuchen (8 32) iſt auf einem Vordruck F an das zuſtändige Strafregiſter zu richten. 

Das Strafregifter erteilt die Auskunft durch Ausfüllung des Vordrucks. Abweichungen in den 
Angaben über die Perſon ſind auf Grund des Strafregiſters mit roter Tinte zu berichtigen, fehlende 
Angaben zu ergänzen. Erſuchen, die nicht auf dem vorgeſchriebenen Vordruck geſtellt werden, können 
zurückgewieſen werden. Die Urſchrift des Strafregiſters darf nicht verſandt werden. . 

Anfragen, die zur Zuſtändigkeit eines anderen Strafregiſters gehören, ſind an dieſes abzugeben. 
Iſt das zuſtändige Strafregiſter nicht bekannt, ſo iſt die Anfrage mit einer kurzen Bemerkung zurückzuſenden. 

Auf Verlangen iſt die Auskunft telegraphiſch zu erteilen. 

In dringenden Fällen darf die Auskunft durch Fernſprecher erfordert und erteilt werden. Soll 
die Auskunft durch Fernſprecher erteilt werden, ſo ſoll ſie dem Anrufenden nicht unmittelbar, ſondern 
nur durch neuen Anruf, der von dem angerufenen Strafregiſter auszugehen hat, erteilt werden. Der 
Leiter der Strafregiſterbehörde kann an Stelle dieſer Sicherungsmaßregel andere Vorkehrungen treffen, 
die einen Mißbrauch der Einrichtung ausſchließen. Enthält eine durch Fernſprecher erteilte Auskunft 
Angaben über Verurteilungen oder ſonſtige Regiſtervermerke, ſo iſt unter Bezugnahme auf das Fern⸗ 
geſpräch eine ſchriftliche Auskunft nachzuſenden. 8 

Wird die Auskunft gemäß Abſ. 4, 5 durch Telegramm oder durch Fernſprecher erteilt, jo hat die 
erſuchende Stelle dem Strafregiſter die ihm entſtehenden Telegramm- oder Fernſprechgebühren zu erſtatten. 

§ 34. 

Vermerke nach 8 9 Nr. 1, 2 werden nur den Gerichten, den Behörden der Staatsanwaltſchaft, 
dem Senat und den Polizeibehörden mitgeteilt. Andern Behörden oder Stellen, denen Auskunft aus 
dem Strafregiſter zu erteilen iſt, können ſolche Vermerke mit Genehmigung des Leiters der Strafregiſter⸗ 
behörde mitgeteilt werden, wenn ein berechtigtes Intereſſe an der Erlangung der Auskunft dargelegt iſt. 
Soweit hiernach Vermerke nach § 9 Nr. 1, 2 nicht mitgeteilt werden dürfen, ſind die Anfragen in gleicher 
Weiſe zu beantworten wie in den Fällen, in denen ein Vermerk nicht vorhanden iſt. 


§ 35. 

Iſt eine Perſon wegen eines Vergehens, das mit keiner ſchwereren Strafe als mit Freiheitsſtrafe 
bis zu ſechs Monaten bedroht iſt, oder wegen einer Übertretung wiederholt verurteilt, ſo brauchen von 
jeder Art dieſer ſtrafbaren Handlung nur die drei letzten Verurteilungen in die Auskunft aufgenommen 
zu werden, ſofern nicht die erſuchende Behörde ausdrücklich einen vollſtändigen Auszug verlangt. Bei 
den übrigen gleichartigen Verurteilungen genügt die Angabe ihrer Zahl. 

Iſt auf Überweiſung an die Landespolizeibehörde oder auf die Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht 
erkannt, ſo iſt die Verurteilung ſtets vollſtändig in den Auszug aufzunehmen. 


§ 36. 
Privatperſonen wird Auskunft aus dem Strafregiſter nicht erteilt. 


9.87. 


Inwieweit ausländiſchen Behörden koſtenfrei oder gegen eine Gebühr Auskunft aus dem Straf— 
regiſter zu geben iſt, beſtimmt, ſoweit nicht beſondere Vereinbarungen beſtehen, der Senat. 

Soweit Behörden ausländiſcher Staaten Auskunft aus dem Strafregiſter gegeben wird, ſind in die 
Auskunft auch ſolche Verurteilungen aufzunehmen, die bereits der beſchränkten Auskunft unterliegen. In 
der Auskunft iſt hervorzuheben, daß die Verurteilung nach den Danziger Vorſchriften der beſchränkten 
Auskunft unterliegt; bei Vermerken, die vor dem 1. Juli 1920 im Strafregiſter gelöſcht ſind, iſt die 
Tatſache der Löſchung zu vermerken. 


V. Ausländiſche Strafarten. 
§ 88. 

Für die Anwendung der Vorſchriften über die Erteilung von Auskunft aus dem Strafregiſter und 
die Tilgung von Strafvermerfen find bei Verurteilungen im Ausland die ausländiſchen Strafarten der 
Danziger Strafart gleichzuſtellen, der ſie nach ihrer Stellung in dem fremden Strafſyſtem am meiſten 
entſprechen. 

Der Senat kann hierüber nähere Beſtimmungen erlaſſen. 
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VI. Steckbriefnachrichten und Suchvermerke. 
8 89. 
Im Strafregiſter können Steckbrieſnachrichten niedergelegt werden. Die Ss 14, 15 gelten entſprechend. 
Erledigt ſich der Steckbrief, ſo iſt dies dem Strafregiſter mitzuteilen. 


8 40. 

Das Strafregifter hat ſofort nach Eingang einer Steckbriefnachricht zu prüfen, ob Vermerke über 
den Verfolgten vorhanden ſind. Ergibt ſich, daß ein anderes Strafregiſter zuſtändig iſt, ſo hat es die 
Steckbriefnachricht an dieſes abzugeben und der verfolgenden Behörde hiervon Mitteilung zu machen. 

Iſt nach dem Inhalt des Strafregiſters anzunehmen, daß der Verfolgte ſich in Haft befindet, oder 
iſt ſein Aufenthalt ſonſt bekannt, jo hat das Strafregiſter die Steckbriefnachricht mit der entſprechenden 
Auskunft der verfolgenden Behörde zurückzuſenden. Iſt der Aufenthalt des Verfolgten nicht bekannt, 
liegt aber aus der letzten Zeit eine Strafnachricht oder ein Erſuchen einer anderen Behörde um Auskunft 
über den Verfolgten vor, ſo hat das Strafregiſter dies der verfolgenden Behörde unter Zurückbehaltung 
der Steckbriefnachricht mitzuteilen. 

Ebenſo iſt zu verfahren, wenn ſpäter der Aufenthalt des Verfolgten bekannt wird oder von einer 
anderen Behörde eine Strafnachricht oder eine ſonſtige Mitteilung oder ein Erſuchen um Auskunfts— 
erteilung eingeht. 

Liegen von verſchiedenen Behörden Steckbriefnachrichten vor, welche dieſelbe Perſon betreffen, ſo 
iſt jeder Behörde von der Nachricht der anderen Behörden Mitteilung zu machen. Entſprechendes gilt, 
wenn Steckbriefnachrichten von derſelben Behörde unter verſchiedenen Aktenzeichen vorliegen. 


8 41. 

Solange der Aufenthalt des Verfolgten nicht bekannt iſt, wird die Steckbriefnachricht im Straf⸗ 
regiſter aufbewahrt. 

Sie wird vernichtet, wenn eine Mitteilung über die Erledigung des Steckbriefs eingeht. Bei der 
Mitteilung der Erledigung einer Steckbriefnachricht iſt der Grund der Erledigung und, wenn möglich, 
der Aufenthaltsort oder Haftort des Geſuchten anzugeben. 

Sind ſeit der Niederlegung der Steckbriefnachricht drei Jahre verfloſſen, ſo wird fie zurückgeſandt . 

8 42. 

Behörden und Stellen, denen Auskunft aus dem Strafregiſter zu erteilen iſt, dürfen Suchvermerke 
im Strafregiſter niederlegen. 

Im Suchvermerk iſt anzugeben, aus welchem Grunde der Betroffene geſucht wird. 

Auf Suchvermerke finden die Vorſchriften der 88 39 bis 41 über Steckbriefnachrichten entſprechende 
Anwendung. 

VII. Vordrucke. 


- 8 43. 

Die Vordrucke für die Strafnachricht (A), für das Erſuchen um Auskunftserteilung (F) und für 
die Steckbriefnachricht (8) dürfen höchſtens 255 Millimeter hoch und 192 Millimeter breit und müſſen 
mindeſtens 240 Millimeter hoch und 177 Millimeter breit ſein. Mitteilungen auf Vordrucken, die dieſe 
Grenzen nicht einhalten, kann das Strafregiſter zurückweiſen. 

Für die übrigen Muſter (B bis E) genügt ein kleineres Format. 

Die Vordrucke für die Strafnachricht (A) müſſen aus ſtarkem, dauerhaftem, weißem Papier ſein. 
Die Steckbriefnachrichten (8) müſſen rot ſein. 


VIII. Schlußbeſtimmungen. 
8 44. 
Alle Mitteilungen an das Strafregiſter, alle Erſuchen um Auskunft aus dem Regiſter ſowie die zu 
erteilenden Auskünfte find verſchloſſen zu verſenden. 
§ 45. 
Die Ausführungsbeſtimmungen werden vom Senat erlaſſen. 
$ 46. 
Unberührt bleiben die Vorſchriften über ſonſtige Mitteilungen in Strafjachen. Unberührt bleiben 
insbeſondere die Vorſchriften, wonach beſtimmten ausländiſchen Regierungen die Verurteilungen ihrer 
Staatsangehörigen vertragsmäßig in beſtimmter Form mitzuteilen ſind. 


7 


Bundesrats über die Strafregiſter vom 16. Mai 1918 (Zentralbl. für das Deutſche Reich S. 164) 
außer Kraft. 


8 47. 8 | 
Die Verordnung tritt mit dem 1. 11. 1922 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des 


8 48. N 
Die in dem Strafregifter niedergelegten Vermerke über Verurteilungen, die nach den neuen 
Vorſchriften nicht mehr regiſterpflichtig wären, ſind zu vernichten oder, falls das Strafregiſter außerdem 
Vermerke enthält, die beſtimmungsgemäß darin verbleiben müſſen, unkenntlich zu machen. 
8 49. 3 
Die bereits vorhandenen oder hergeſtellten Vordrucke der bisherigen Muſter können aufgebraucht f 
werden; die bisherigen Vordrucke für die Strafnachricht A ſind jedoch nur für ſolche Mitteilungen zu 
verwenden, die nach Annahme der mitteilenden Behörde auf eine Strafliſte zu übertragen ſind. 


Sind Eintragungen, die nach den Vorſchriften dieſer Verordnung auf dem Muſter A in der Spalte 4 
„Bemerkungen“ zu vermerken ſind, auf ein Regiſterblatt des bisherigen Muſters A zu ſetzen, jo ſind fie, N 
falls nicht ein neues Regiſterblatt nach dem neuen Muſter A angelegt wird, mit roter Tinte unter den 


Vermerk zu ſetzen, auf den ſie ſich beziehen. 1 
Danzig, den 29. Oktober 1926. “ 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 
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